
MENSCH VS. MASCHINE
Eine Million Nutzer in fünf Tagen ab Marktstart. Das hat vorher noch kein Produkt der Welt 
geschafft. Die KI-Software „ChatGPT“ ist dieser Tage in aller Munde. Mit ChatGPT werden die 
Möglichkeiten der künstlichen Intelligenz für alle sichtbar. Vorweg: das vorliegende Editorial 
entstammt keiner künstlichen Feder. Es wird allerdings in Zukunft immer schwieriger zu 
überprüfen sein, ob ein Text bzw. eine Problemlösung von Mensch oder Maschine stammt.

Das ruft in vielen Bereichen Nervosität und Angst hervor. Anstatt Angst sollte man sich aber 
eher Gedanken machen, in welchen Bereichen der Einsatz künstlicher Intelligenz sinnvoll 
sein kann – und wo nicht. Wichtig ist, sich mit der Funktionsweise und der Technik ausein-
anderzusetzen. An Schulen und Unis sollte nicht – wie teilweise jetzt bereits – die künstliche 
Intelligenz per se verteufelt werden, sondern der verantwortungsvolle Umgang damit und 
das Verständnis für die Funktionsweise gelehrt werden. Selbstverständlich muss auch der 
Gesetzgeber entsprechende Rahmenbedingungen schaffen.

Angesagte Revolutionen bleiben in der Folge zwar oft aus, wie z. B. das vorausgesagte Ende 
der Printmedien am Anfang der ersten Internetwelle. In Zukunft wird die künstliche Intel-
ligenz aber aus vielen Lebensbereichen nicht mehr wegzudenken sein. Vielleicht hilft es in 
einigen Bereichen, den Arbeitskräftemangel zu überwinden. Andererseits sind viele Dinge 
wie Gerichtsverhandlungen oder Betriebsprüfungen wohl nie ohne Face-to-Face Diskussion 
denkbar.

Bei uns werden Sie jedenfalls auch in der Zukunft von Menschen beraten. Und das bürgt auch 
in Zukunft für Qualität. So hat vor kurzem die Arbeiterkammer festgestellt, dass es gefährlich 
sein kann, sich auf den digitalen FinanzOnline-Assistenten für Arbeitnehmerveranlagungen 
zu verlassen. Dieser nimmt nämlich nicht unbedingt jeden Steuervorteil mit …
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schäftspapiere, Aufstellung der Einnahmen und Ausgaben etc.) 
und beträgt grundsätzlich sieben Jahre. Zweck der Aufbewahrung 
von Belegen ist es, die verlässliche Prüfung der Richtigkeit von Bu-
chungen im Interesse der Abgabenerhebung zu ermöglichen.

Längere Aufbewahrungspflichten
Die Unterlagen müssen länger als sieben Jahre aufbewahrt 
werden, wenn sie für ein anhängiges Verfahren bedeutend 
sind (Abgabenverfahren: Beschwerde, Betriebsprüfung oder 
gerichtliches/behördliches Verfahren). Weiters beträgt die Auf-
bewahrungsfrist insbesondere für Unterlagen im Zusammen-
hang mit Grundstücken gemäß Umsatzsteuergesetz 22 Jahre 
oder für Unterlagen für COVID-19-Unterstützungen (Investiti-
onsprämie/Kurzarbeit) zehn Jahre.

Elektronische Aufbewahrung
Die elektronische Aufbewahrung auf Datenträgern ist gestat-
tet, wenn die vollständige, geordnete, inhaltsgleiche und ur-
schriftgetreue Wiedergabe bis zum Ablauf der gesetzlichen 
Aufbewahrungsfrist jederzeit gewährleistet ist.

Für eine revisionssichere Archivierung sind nur

• einmalig beschreibbare Datenträger, 

 • eine spezielle, festplattenbasierte Archivsoftware oder 

 • eine revisionssichere Cloud-Archivierung geeignet. 

> Hinweis:

Das Einscannen und Abspeichern von Unterlagen auf einem 
USB-Stick, einer Festplatte bzw. am Server ist für die revisions- 
sichere Archivierung nicht ausreichend, da jedes einzelne 
Dokument verändert, gelöscht oder deren Reihenfolge geän-
dert werden kann.

Sanktionen bei Nichtaufbewahrung der Unterlagen
Sollten die Unterlagen vorsätzlich nicht aufbewahrt worden 
sein, so handelt es sich um eine Finanzordnungswidrigkeit, 
welche eine Geldstrafe von bis zu EUR 5.000,00 nach sich zie-
hen kann. Sollten Sie eine digitale Belegaufbewahrung wün-
schen, ersuchen wir um Kontaktaufnahme.

IMMOEST: KAUFPREISAUFTEILUNG
BEI DER HERSTELLERBEFREIUNG

Einkünfte aus der Veräußerung von Grundstücken unterliegen 
meist einem besonderen Steuersatz von 30 Prozent.

Unter gewissen Voraussetzungen sind von der Immobiliener-
tragsteuer ausgenommen:

• die Veräußerung von Eigenheimen oder Eigentumswohnungen 

• die Veräußerung von selbst hergestellten Gebäuden 

• die Veräußerungen von Grundstücken infolge eines behörd-
lichen Eingriffs 

• bestimmte Tauschvorgänge, etwa im Rahmen von Flurberei-
nigungsverfahren 

Herstellerbefreiung
Die Herstellerbefreiung betrifft selbst hergestellte Gebäude, 
soweit diese innerhalb der letzten zehn Jahre nicht zur Erzie-

lung von Einkünften gedient haben. Die Befreiung steht nur 
dem Errichter (Hersteller) selbst zu. Der Steuerpflichtige muss 
sohin Bauherreneigenschaft besitzen. Ein selbst hergestell-
tes Gebäude kann nach Ansicht der Finanzverwaltung nur bei 
einem ins Gewicht fallenden (finanziellen) Baurisiko vorlie-
gen. Nicht selbst hergestellt ist jedenfalls ein Gebäude, das zu 
einem Fixpreis erstellt worden ist.

Weiters ist für die Inanspruchnahme der Herstellerbefreiung 
wichtig, dass es sich um eine Errichtung eines Gebäudes, so-
mit als „Hausbau“ und nicht etwa um eine Haussanierung oder 
Hausrenovierung handelt. 

Ein wichtiger Unterschied zur Hauptwohnsitzbefreiung ist, 
dass nur das Gebäude selbst nicht der Immobiliensteuer unter-
liegt. Ein auf den Grund und Boden entfallender Veräußerungs-
gewinn ist jedoch steuerpflichtig. Der Veräußerungserlös ist in 
diesem Fall im Verhältnis der gemeinen Werte auf Grund und 
Boden und Gebäude aufzuteilen. Nach Ansicht der Finanzver-
waltung besteht die Möglichkeit, den Grund- und Bodenanteil 
nach der Grundanteilsverordnung zu ermitteln. Erscheint die-
se Aufteilung jedoch nicht sachgerecht, sind die tatsächlichen 
Verhältnisse etwa mittels Gutachten festzustellen. 

Aufgrund der Grundanteilsverordnung entfallen von dem Ver-
äußerungserlös entweder 20 %, 30 % oder 40 % auf den Grund 
und Boden. Dies ist unter anderem abhängig davon, wie viele 
Einwohner die Gemeinde, in der sich das Gebäude befindet, 
hat und wie hoch der durchschnittliche Quadratmeterpreis für 
als Bauland gewidmete und voll aufgeschlossene unbebaute 
Grundstücke (baureifes Land) ist.

> Hinweis:

Wir unterstützen Sie gerne im Fall eines Verkaufs Ihrer Im-
mobilie und prüfen, ob eine Steuerpflicht anfällt bzw. in wel-
chem Ausmaß Befreiungsmaßnahmen (z. B. Herstellerbefrei-
ung) angewendet werden können.

ARBEITSKRÄFTEÜBERLASSUNG:
ABZUGSTEUER UND QUELLENSTEUER-
ENTLASTUNG

Seit September 2022 gilt eine neue Verordnung, in der der Quellen-
steuerabzug und die Rückerstattung bereits gezahlter Abzugsteuer 
für nach Österreich überlassene Arbeitskräfte neu geregelt wird.

Ausländische Arbeitskräfteüberlasser (Gesteller), die in Öster-
reich keine Betriebsstätte haben und die an ein österreichisches 
Unternehmen (Beschäftiger) Arbeitskräfte überlassen, sind mit 
diesen Einkünften aus der Gestellung in Österreich beschränkt 
steuerpflichtig. Deshalb hat der österreichische Beschäftiger 
vom zu zahlenden Gestellungsentgelt 20 % Abzugsteuer einzu-
behalten und an die Finanz abzuführen.

Im Rahmen eines Doppelbesteuerungsabkommens (DBA) steht 
aber in der Regel dem Ansässigkeitsstaat des Gestellers das Be-
steuerungsrecht an dessen Einkünften zu, wenn der Gesteller 
über keine Betriebsstätte in Österreich verfügt, weshalb dem 
ausländischen Gesteller mangels inländischer Betriebsstätte 
eine Entlastung von der Abzugsteuer zu gewähren ist. 

Andererseits dient die Abzugsteuer auf die Gestellungsvergü-
tung auch als Sicherstellung für die Besteuerung des in der 
Gestellungsvergütung enthaltenen Lohnanteils der überlas-
senen Arbeitskräfte, da dieser Lohn der gestellten Arbeitskräfte 
DBA-rechtlich regelmäßig in Österreich besteuert werden darf. 
Eine Entlastung von der Abzugsteuer darf daher nur insoweit 
erfolgen, als die Besteuerung der Einkünfte der überlassenen 
Arbeitnehmer in Österreich sichergestellt ist.

Pauschale direkte Steuerentlastung an der Quelle
Die neue Verordnung sieht nun eine pauschale direkte Steuer-
entlastung an der Quelle vor, wobei 70 % des Gestellungsent-
gelts mit der 20 %-igen Abzugsteuer belastet und damit die 
Löhne der überlassenen Arbeitnehmer besteuert werden. Der 
restliche Teil des Gestellungsentgelts (30 %) kann direkt vom 
Steuerabzug entlastet oder eine dafür bereits abgeführte Ab-
zugsteuer auf Antrag rückerstattet werden.

Für eine solche pauschale Entlastung ist ein befristeter Be-
freiungsbescheid vorzulegen, der durch eine elektronische 
Vorausmeldung (inklusive Ansässigkeitsbescheinigung des 
ausländischen Gestellers) beim Finanzamt für Großbetriebe 
beantragt werden muss.

Bei konzerninternen Personalüberlassungen von Angestellten 
reicht es aus, wenn durch den inländischen Beschäftiger 70 % 
der Abzugsteuer einbehalten und abgeführt werden. Die Aus-
stellung eines Befreiungsbescheides ist in diesen Fällen nicht 
notwendig.

Diese pauschale Direktentlastung an der Quelle ist für Einkünf-
te, die ab dem 1.1.2023 zufließen, anwendbar. 

Auf direkte Entlastung an der Quelle verzichten?
Beträgt jedoch der Unternehmeranteil des Gestellungsentgelts 
mehr als 30 %, so kann es für den ausländischen Unterneh-
mer günstiger sein, wenn er auf eine direkte Entlastung an der 
Quelle verzichtet und stattdessen die Löhne der Arbeitskräfte 
durch freiwilligen Lohnsteuerabzug in Österreich versteuert 
sowie die Abzugsteuer auf das Gestellungsentgelt im Wege der 
Rückerstattung zurückholt. 

Bei kurzfristigen (bis zu 183 Tage im Kalenderjahr), gewerb-
lichen Arbeitskräftegestellungen aus Deutschland gilt wie 
bisher eine Sonderregelung. In diesen Fällen entsteht in Ös-
terreich keine Steuerpflicht für die Löhne der überlassenen Ar-
beitskräfte, wenn das in Deutschland ansässige Unternehmen 
in Österreich keine Betriebsstätte hat, die die Löhne und Gehäl-
ter wirtschaftlich trägt.

Es ist daher keine Sicherstellung einer Besteuerung der in der 
Gestellungsvergütung enthaltenen Lohnanteile erforderlich, 
weshalb weder für die Entlastung an der Quelle noch für die 
Rückerstattung die Vornahme eines Lohnsteuerabzugs not-
wendig ist.

Als Nachweis sind Ansässigkeitsbescheinigungen der deut-
schen Arbeitnehmer zu erbringen.

> Hinweis:

Wir beraten und unterstützen Sie gerne in sämtlichen Fragen 
betreffend Arbeitskräfteüberlassung von und nach Österreich  
bzw. bei der Durchführung der notwendigen Meldungen.

STEUERLICHE NEUERUNGEN 2023

2023 hat der Gesetzgeber neue Begünstigungen für Investi- 
tionen und Steuersenkungen vorgesehen:

Investitionsfreibetrag
Der Investitionsfreibetrag von 10 % bzw. 15 % (im Bereich der 
Ökologisierung) der Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
kann unter bestimmten Voraussetzungen für Anschaffungen 
oder Herstellung von abnutzbarem Anlagevermögen nach dem 
31.12.2022 geltend gemacht werden. Im Detail dazu unser Bei-
trag in der Februar-Ausgabe des ECA-Monats.

Geringwertige Wirtschaftsgüter
Ab 2023 wurde die Grenze für die Sofortabschreibung gering-
wertiger Wirtschaftsgüter (GWG) von bisher EUR 800,00 auf EUR 
1.000,00 angehoben. Im betrieblichen Bereich gilt die Änderung 
erstmals für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2022 beginnen.

Erhöhung der Umsatzgrenze –
Kleinunternehmerpauschalierung
Unter bestimmten Voraussetzungen besteht seit 2020 für  
Kleinunternehmer die Möglichkeit, die Betriebsausgaben pau-
schal zu ermitteln. Die pauschalen Betriebsausgaben betragen 
45 % der Betriebseinnahmen, maximal EUR 18.900,00, bzw. bei 
einem Dienstleistungsbetrieb 20 %, höchstens EUR 8.400,00. 
Der Gewinn ergibt sich aus den Betriebseinnahmen abzüglich 
den pauschal ermittelten Betriebsausgaben (45 % oder 20 %) 
und den Beiträgen zur Pflichtversicherung.

Eine Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Kleinunter-
nehmerpauschalierung ist, dass die Umsatzsteuerbefreiung (un-
verändert bis EUR 35.000,00 Umsatz) anwendbar ist. Ab 2023 
wurde der für die Pauschalierung maßgebliche Betrag um EUR 
5.000,00 erhöht. Die Umsatzgrenze liegt nun bei EUR 40.000,00.

Senkung der dritten Einkommensteuerstufe

Nachdem bereits mit 1.7.2022 die zweite Einkommensteuer-
stufe von 35 % auf 30 % (mit einem ganzjährigen Mischsteu-
ersatz für 2022 von 32,5 %) gesenkt wurde, wird mit 1.7.2023 
die dritte Tarifstufe von 42 % auf 40 % (mit einem ganzjährigen 
Mischsteuersatz für 2023 von 41 %) gesenkt. Zusätzlich kommt 
es durch die Abschaffung der kalten Progression mit 1.1.2023 
zu einer Anhebung der jeweiligen Tarifstufen.

Senkung des Körperschaftsteuertarifs
Ab dem Kalenderjahr 2023 wird die Körperschaftsteuer von 25 %  
auf 24 % gesenkt.

> Hinweis:

Wir beraten Sie gerne persönlich, welche Steuervorteile sich 
für Sie durch die Neuerung im Jahr 2023 ergeben.

WICHTIGES ZUR BELEGAUFBEWAHRUNG

Aufgrund der stark fortschreitenden Digitalisierung stellt sich die 
Frage, unter welchen Voraussetzungen eine digitale Archivierung 
von Belegen den gesetzlichen Aufbewahrungspflichten entspricht.

Sieben Jahre Aufbewahrungspflicht
Die abgabenrechtliche Aufbewahrungspflicht gilt für alle Buch-
haltungsunterlagen und Aufzeichnungen (Konten, Belege, Ge-
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SCHWERPUNKTE DER ÜBERPRÜFUNG DURCH FINANZPOLIZEI UND FINANZAMT

Die Finanzverwaltung hat bekannt gegeben, welche Prüfungs-
schwerpunkte durch Finanzpolizei und Finanzamt in nächster 
Zukunft gesetzt werden. Folgend finden Sie diese zusammen-
gefasst:

Registrierkassenprüfung
Unternehmer, die betriebliche Einkünfte erzielen, müssen ab 
einem Nettojahresumsatz von EUR 15.000,00 je Betrieb, sofern 
die Barumsätze (inkl. Bankomatkartenzahlungen, Kreditkar-
ten) EUR 7.500,00 netto je Betrieb im Jahr überschreiten, eine 
elektronische Registrierkasse verwenden. Beispiele für Unter-
nehmen mit betrieblichen Einkünften sind Ärzte, Psychothera-
peuten, Notare, Land- und Forstwirte, Apotheken, Lebensmit-
tel- und Buchhandel, Gastronomie- und Hotelbetriebe.

Im Fokus der Finanzpolizei stehen vor allem die Monats- als 
auch die Jahresbelege der Registrierkassen. Es ist zu beachten, 
dass die Überprüfung des Jahresbeleges 2022 (ob manuell oder 
automatisiert) spätestens bis zum 15.2.2023 durchgeführt 
werden muss. Falls die Prüfung erst nach dem 15.2.2023 er-
folgt, kann eine Finanzordnungswidrigkeit erfüllt sein und eine 
Geldstrafe von bis zu EUR 5.000,00 drohen.

Weiters wird von der Finanzpolizei auch die Belegerteilungs-
pflicht genauer überprüft. Dies geschieht häufig durch „Mystery  
Shopping”. 

> Hinweis:

Die Belegerteilungspflicht gilt für jeden Unternehmer ab 
dem ersten Barumsatz (egal, ob Kassenpflicht besteht oder 
nicht). Ausnahmen gibt es nur für Umsätze im Freien, bei 
Hütten-, Buschenschank-, Kantinenumsätzen und bei gewis-
sen Automatenumsätzen.

COVID-19-Prüfung im Rahmen des COVID-19-
Förderungsgesetzes (CFPG)
Im Zuge von Außenprüfungen erfolgt immer öfter eine nach-
trägliche Kontrolle der aufgrund der COVID-19-Pandemie ge-
währten Förderungen (z. B. Fixkostenzuschuss, Umsatzersatz, 
Ausfallsbonus, Verlustersatz oder Kurzarbeitshilfen) durch das 
Finanzamt. Dabei wird das Finanzamt als Gutachter für die För-
derstelle tätig und nicht in ihrer Funktion als Abgabenbehörde.

Im Rahmen dieser Förderungsprüfung ist über das Ergebnis 
eine Schlussbesprechung abzuhalten. In der Niederschrift die-
ser Schlussbesprechung sollte festgehalten werden, dass im 
Zuge der CFPG-Prüfung keine Feststellungen getroffen wurden, 
da ein Prüfgutachten nur dann erstellt wird, wenn fehlerhafte 
Angaben oder sonstige Umstände entdeckt worden sind, die 
die Förderstelle zu einer zivilrechtlichen Rückforderung der För-
derung veranlassen könnten. 

> Hinweis:

Sollte es Feststellungen geben, so hat das Finanzamt ein Gutach-
ten zu erstellen. Dieses Gutachten hat keinen Bescheidcharakter 
und kann somit nur in einem Zivilverfahren bekämpft werden.

Arbeitszeitaufzeichnungen
Auch die Arbeitszeitaufzeichnungen werden regelmäßig durch 
Prüfungsorgane überprüft. Bei lückenhaften oder fehlenden 
Grundaufzeichnungen kann es gemäß Arbeitszeitgesetz bereits 
bei leichten Übertretungen zu empfindlichen Strafen kommen.

> Hinweis:

Im Falle einer Überprüfung durch die Finanzverwaltung un-
terstützen wir Sie gerne.

> www.eca-altenmarkt.at

Den ECA Monat finden Sie auch online auf unserer
Homepage und Beiträge zu weiteren Themen auf
unserer facebook-Seite /ECA.Beratergruppe
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